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Federführend sind die Bundesminister für Wirtschaft und der 
Finanzen. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Förderung der Wirtschaftsbeziehungen zum Ausland, 
insbesondere zu den Entwicklungsländern 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Förderungsmaßnahmen 

(1) Der Bundesminifster der Finanzen wird er- 
mächtigt, Bürgschaften, Garantien oder sonstige Ge- 
währleistungen für folgende Zwecke zu über- 
nehmen: 

1. zugunsten deutscher Ausführer 

a) für Ausfuhrgeschäfte. Die Gewährlei- 
stungen werden nach Richtlinien über- 
nommen, die der Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister des Auswärtigen fest- 
legt, 

b) für Ausfuhrgeschäfte, an deren Durch- 
führung ein besonderes staatliches In- 
teresse der Bundesrepublik Deutsch- 
land besteht; 

2. für Kredite an ausländische Schuldner, 
wenn dies der Finanzierung förderungs- 
würdiger Vorhaben dient oder im beson- 
deren staatlichen Interesse der Bundes- 
republik Deutschland liegt; 

3. zur Absicherung des politischen Risikos 
bei förderungswürdigen Kapitalanlagen 
im Ausland, wenn zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Land, in 
dem das Kapital angelegt wird, eine Ver- 
einbarung über die Behandlung von Kapi- 
talanlagen besteht. Die Gewährleistungen 
werden nach Richtlinien übernommen, 
die der Bundesminister für Wirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen und dem Bundesminister des 
Auswärtigen festlegt; 

4. zum Zwecke der Umschuldung durch den 
Bund gedeckter Forderungen deutscher 
Gläubiger. Dabei können die Selbstbe- 
teiligungen nachträglich ermäßigt sowie in 
Ausnahmefällen Bürgschaften, Garantien 
oder sonstige Gewährleistungen für bis- 
her ungedeckte Forderungen übernommen 
werden, wenn andernfalls die Umschul- 
dungsmaßnahmen nicht durchgeführt wer- 
den können. 

(2) Die Übernahme von Gewährleistungen im 
Wirtschaftsverkehr mit einem Lande, in welchem 
die Beteiligung der deutschen Seeschiffahrt an der 


Beförderung von Gütern durch eine Beschränkung 
des freien Wettbewerbs behindert wird, kann all- 
gemein abgelehnt werden. Bei Beurteilung von Be- 
j hinderungen der in Satz 1 bezeichneten Art ist auf 
j die besondere wirtschaftliche Lage der Entwick- 
j lungsländer Rücksicht zu nehmen. 

(3) Der Höchstbetrag der nach Absatz 1 zulässi- 
gen Gewährleistungen wird durch das Haushalts- 
gesetz festgesetzt. Wird das Haushaltsgesetz für 
ein Rechnungsjahr erst nach dessen Beginn verkün- 
det, so ist in der Zwischenzeit die Festsetzung im 
Haushaltsgesetz für das vorige Rechnungsjahr maß- 
gebend. 

(4) Soweit der Bund ohne Inanspruchnahme von 
seiner Haftung frei wird oder Ersatz für erbrachte 
Leistungen erlangt hat, ist eine nach Absatz 1 über- 

] nommene Gewährleistung auf den Höchstbetrag 
(Absatz 3) nicht mehr anzurechnen. Entsprechendes 
gilt für die Gewährleistungen, die nach den Be- 
j Stimmungen eines Haushaltsgesetzes auf den von 
ihm festgesetzten Höchstbetrag anzurechnen sind. 

§ 2 

I 

Übergangsvorschrift 

Bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes können Bürgschaften, Garantien 
I oder sonstige Gewährleistungen nach § 1 Abs. 1 
i Nr. 3 auch übernommen werden, wenn durch die 
I Rechtsordnung des Landes, in dem das Kapitel an- 
I gelegt wird, oder in sonstiger Weise ein ausrei- 
' ebender Schutz der Kapitalanlage gewährleistet er- 
^ scheint. 

§ 3 

Außerkrafttreten von Gesetzen 

; Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten die fol- 
I genden Rechtsvorschriften, soweit sie nicht schon 
; aus anderen Gründen außer Kraft getreten sind, 

' außer Kraft: 

1. Gesetz der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 

1 Schaftsgebietes über die Übernahme von 

I Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 

im Ausfuhrgeschäft vom 26. August 1949 (Ge- 
setzblatt der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes S. 303); 

2. Gesetz über die Übernahme von Sicherheits- 
leistungen und Gewährleistungen im Ausfuhr- 
geschäft vom 4. September 1950 (Bundesge- 
setzbl. S. 447); 
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3. Zweites Gesetz über die Übernahme von 

Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
im Ausfuhrgeschäft vom 20. April 1951 (Bun- 
desgesetzbi. I S. 255); 

4. Drittes Gesetz über die Übernahme von 

Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
im Ausfuhrgeschäft vom 22. Februar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 122); 

5. Viertes Gesetz über die Übernahme von 

Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
im Ausfuhrgeschäft vom 9. Juni 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 381); 

6. Fünftes Gesetz über die Übernahme von 

Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
im Ausführgeschäft vom 24. November 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 356); 

7. Sechstes Gesetz über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
im Ausfuhrgeschäft vom 22. November 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 727) ; 

8. Siebentes Gesetz über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
im Ausfuhrgeschäft vom 11. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1717). 

§ 4 

Änderung des Gesetzes über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau 

(1) Das Gesetz über die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 65) wird wie 
folgt geändert; 

1. Die §§ 1 bis 3 erhalten folgende Fassung: 

.§ 1 

Rechtsform, Sitz und Kapital 

(1) Die Kreditanstalt für Wiederaufbau ist 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie 
hat ihren Sitz in Frankfurt am Main und unter- 
hält keine Zweigniederlassungen. 

(2) Das Grundkapital der Anstalt beträgt eine 
Million Deutsche Mark. An dem Grundkapital 
sind der Bund und die Länder je zur Hälfte be- 
teiligt. Die Anteile können nur unter den Betei- 
ligten abgetreten und nicht verpfändet werden. 

§ 2 

Aufgaben 

(1) Die Anstalt hat die Aufgabe' 

1. durch die Versorgung aller Zweige der 
Wirtschaft mit Darlehen die Durchfüh- 
rung von Vorhaben, die dem Wieder- 
aufbau oder der Förderung der Wirt- 
schaft dienen, insoweit zu ermöglichen, 
als andere Kreditinstitute nicht in der 
Lage sind, die erforderlichen Mittel 
aufzubringen; 


2. im Rahmen der Nummer 1 Bürgschaf- 
ten zu übernehmen; 

3. im Zusammenhang mit Ausfuhrge- 
geschäften inländischer Firmen Dar- 
lehen zu gewähren, Bürgschaften zu 
übernehmen, Forderungen aus Aus- 
fuhrgeschäften sowie Wechsel oder 
sonstige Wertpapiere anzukaufen und 
zu verkaufen und sich wechselmäßig 
zu verpflichten. 

(2) Die Anstalt kann ferner ausländischen 
Schuldnern Darlehen gewähren, die der Finan- 
zierung besonders förderungswürdiger Vorha- 
ben dienen, zur Umschuldung von Verpflichtun- 
gen gegenüber deutschen Gläubigern erforder- 
lich sind oder im besonderen staatlichen oder 
wirtschaftlichen Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland liegen. 

(3) Andere Geschäfte darf die Anstalt nur 
betreiben, soweit sie mit der Erfüllung ihrer 
Aufgaben in unmittelbarem Zusammenhang 
stehen; insbesondere sind ihr die Hereinnahme 
von Depositen, das Kontokorrentgeschäft und 
der Effektenhandel für fremde Rechnung nicht 
gestattet. 

(4) Die Beschränkungen des Absatzes 3 gel- 
ten nicht, soweit es sich um ein Geschäft han- 
delt, an dem ein staatliches Interesse der Bun- 
desrepublik Deutschland besteht und das der 
Anstalt von der Bundesregierung zugewiesen 
wird. 

§ 3 

Kreditgewährung 

(1) Die Darlehen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 
sind über Kreditinstitute zu gewähren; nur in 
Ausnahmefällen und nur mit Zustimmung des 
Verwaltungsrats können sie unmittelbar ge- 
währt werden. Die Darlehen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 werden in der Regel mittel- und langfristig 
gew^ährt; in Ausnahmefällen können sie mit Zu- 
stimmung des Verwaltungsrats kurzfristig ge- 
währt werden. 

(2) Die Darlehen nach § 2 Abs. 1 müssen 
unmittelbar oder mittelbar durch dingliche 
Sicherheiten, durch Gewährleistung des Bundes 
oder eines Landes oder durch Schuldverschrei- 
bungen von Kreditinstituten gedeckt sein, von 
Kreditinstituten ausgegebene Schuldverschrei- 
bungen, die nicht nach den Bestimmungen des 
Hypothekenbankgesetzes, des Gesetzes über die 
Pfandbriefe und verwandte Schuldverschreibun- 
gen öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten oder 
des Schiffsbankgesetzes gedeckt sind, können 
nur mit Zustimmung des Verwaltungsrats ange- 
nommen werden. Der Verwaltungsrat kann auch 
der Entgegennahme anderer Sicherheiten zustim- 
men. Für die Rückzahlung der Darlehen ist ein 
bestimmter Tilgungsplan zu vereinbaren. 

(3) Die Bürgschaften nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
werden in der Regel für mittel- und langfristige 
Darlehen gewährt. In Ausnahmefällen können 
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mit Zustimmung des Verwaltungsrats auch Bürg- 
schaften für kurzfristige Darlehen gewährt wer- 
den. Für die Besicherung gelten die Vorschriften 
des Absatzes 2 entsprechend. 

(4) Die Darlehen nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 und 
Abs. 2 müssen unmittelbar oder mittelbar durch 
dingliche Sicherheiten oder durch Gewährlei- 
stung des Bundes gedeckt sein; der Verwal- 
tungsrat kann in geeigneten Fällen auch andere 
Sicherheiten für ausreichend erklären. 

I 

(5) Bei treuhänderisch durchgeleiteten Kre- 

diten bedarf es der Zustimmung des Verwal- ; 
tungsrats nach Absatz 1 sowie nach Absatz 2 ! 
Satz 1 und 2 nicht." I 

2. § 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die von der Anstalt ausgegebenen, auf in- 
ländische Zahlungsmittel lautenden Schuldver- 
schreibungen sind zur Anlegung von Mündel- 
geld geeignet." 


3. In § 1 1 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „die 
Eundesregierung" durch die Worte „der Bundes 
minister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen" ersetzt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, den 
Wortlaut des Gesetzes über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau in der nunmehr geltenden Fassung 
mit neuern Datum bekanntzumachen. 


§ 5 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1960 in Kraft. 


Begründung 


Die Industrieländer der westlichen Welt, unter 
ihnen die Bundesrepublik, stimmen in der Auffas- 
sung überein, daß die wirtschaftliche Förderung der 
Entwicklungsländer eine Aufgabe von großer Be- 
deutung ist. Sie sind bereit, im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten einen Beitrag zur Lösung dieser Aufgabe 
zu leisten. 

Die Förderung der Wirtschaftsbeziehungen der 
Bundesrepublik zu den Entwicklungsländern liegt 
im Interesse beider Seiten. Sie trägt einerseits da- 
zu bei, die Wirtschaftskraft der Entwicklungsländer 
und damit den Lebensstandard ihrer Bevölkerung 
zu heben. Dadurch werden wirtschaftliche, soziale 
und politische Spannungen abgebaut. Auch unter 
innerdeutschen Gesichtspunkten ist der deutsche 
Beitrag gerechtfertigt. Der Ausbau der wirtschaft- 
lichen Beziehungen zu den Entwicklungsländern 
dient der Erschließung von Rohstoffquellen, der Er- 
schließung von Absatzmärkten sowie den Kapital- 
anlagen im Ausland und fördert ganz allgemein die 
Verflechtung der Volkswirtschaften. Der Einsatz 
deutschen Kapitals im Ausland ist auch eine „Poli- 
tik des guten Gläubigers", die man von der Bundes- 
republik erwartet. 

Entsprechend unserer Wirtschaftsordnung soll der 
deutsche Beitrag zum wirtschaftlichen Aufbau der 
Entwicklungsländer in erster Linie durch die deut- 
sche Privatwirtschaft erfolgen. Die Ausfuhr von Gü- 
tern, Leistungen und Kapital sowie die wirtschaft- 
liche Betätigung im Ausland ist aber mit Risiken ins- 
besondere politischer Art verbunden, die der Unter- 
nehmer nur schwer übersehen und beeinflussen 
kann. Es kann ihm nicht zugemutet werden, diese 
Risiken in allen Fällen allein zu tragen. Aus dieser 
Erkenntnis heraus haben bereits viele Industrie- 
länder Bestimmungen erlassen, auf Grund derer 


der Staat Gewährleistungen für Forderungen gegen- 
über dem Ausland und Investitionen im Ausland 
'iberiiehmen kann. 

Auch die Bundesrepublik hat bereits Maßnahmen 
j zur Förderung der außenwirtschaftlichen Beziehun- 
i gen getroffen. Der im Gesetz über die Übernahme 
! von Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
: im Ausfuhrgeschäft vom 26. August 1949 (WiGBl. 
j S. 303) in Höhe von 120 Mio DM festgesetzte Bürg- 
schaftsrahmen ist allmählich — zuletzt durch Gesetz 
vom 11. Oktober 1957 (BGBl. I S. 1717) — auf 
9,5 Mrd DM erweitert worden. Durch die in § 18 
des Haushaltsgesetzes 1959 enthaltenen Gewähr- 
! leistungsmöglichkeiten ist die staatliche Förderung 
I der privaten Initiative weiter verstärkt worden. 

Es erscheint jedoch zweckmäßig, sämtliche sich auf 
den Außenwirtschaftsverkehr beziehenden Bürg- 
I Schaftsermächtigungen in einem Gesetz zusammen- 
j zufassen und in Auswertung zwischenzeitlicher 
I Erkenntnisse zu erweitern. Die Bundesregierung 
: schlägt daher die in § 1 des Gesetzentwurfs vorge- 
! sehenen Maßnahmen vor. Es handelt sich im ein- 
I zclnen um die Ermächtigung, Bürgschaften, Garan- 
j tien oder sonstige Gewährleistungen zur Absiche- 
I rung von Risiken im Zusammenhang mit 
I 1. Ausfuhrgeschäften, 

2. Krediten an ausländische Schuldner, 

3. Kapitalanlagen im Ausland sowie 

4. Umschuldungsmaßnahmen 

nach näherer Maßgabe dieses Gesetzes zu über- 
nehmen. 

! Der Schadensverlauf ist bisher befriedigend ge- 
; wesen. Vorlagen des Bundes waren für Umschul- 
I dungsmaßnahmen notwendig; mit dem Wiederein- 
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gang im Laufe der Zeit wird gerechnet. Die Bestre- 
bungen gehen dahin, Umschuldungen künftig mit 
Hilfe privater Finanzkredite vorzunehmen, für die 
der Bund eine Bürgschaft erteilt. Auf diese Weise 
5oll eine Inanspruchnahme des Bundeshaushalts so 
weit als möglich vermieden werden. 

^ * 

Die Erweiterung der Ermächtigungen zur Übernahme 
von Gewährleistungen durch den Bund auf Grund 
dieses Gesetzentwurfs wird voraussichtlich während 
der Anlaufzeit keine Erhöhung der personellen und 
sachlichen Verwaltungskosten für den Bundeshaus- 
halt zur Folge haben. 

Zu § 1 (Förderungsmaßnahmen) 

Absatz 1 Nr. 1 

Die Gewährleistungen für Ausfuhrgeschäfte haben 
sich bewährt. Die bisher im Gesetz vom 26. August 
1949 sowie in sieben Erhöhungsgesetzen ent- 
haltenen Vorschriften über die Gewährleistung für 
Ausfuhrgeschäfte sind durch § 18 Abs. 3 des Haus- 
haltsgesetzes 1959 erweitert worden. Nach § 18 
Abs. 3 a. a. O. kann der Bund die Deckung für Aus- 
fuhrgeschäfte auch dann übernehmen, wenn dies im 
besonderen staatlichen Interesse der Bundesrepu- 
blik liegt. Diese Ermächtigungen werden nunrnehr 
in diesen Gesetzentwurf einbezogen. 

Die Gewährleistungen werden im allgemeinen nach 
Richtlinien übernommen, die die beteiligten Bun- 
desressorts aufstellen. Für die Gewährleistung von 
Forderungen im Ausfuhrgeschäft sowie für Kapital- 
anlagen im Ausland bestehen solche Richtlinien be- 
reits, Für Ausfuhrgeschäfte, an deren Durchführung 
ein besonderes staatliches Interesse besteht, müssen 
die Gewährleistungsbedingungen dem Einzelfall an- 
gepaßt werden. * 

Absatz 1 Nr. 2 

Zur Finanzierung förderungswürdiger Vorhaben 
oder wenn dies im besonderen staatlichen Interesse 
liegt, können Gewährleistungen für Finanzkredite 
übernommen werden. § 18 Abs. 4 des Haushaltsge- 
setzes 1959 enthält eine engere Fassung. 

Absatz 1 Nr. 3 

Diese Vorschrift entspricht dem § 18 Abs. 1 des 
Haushaltsgesetzes 1959. Sie soll die Absicherung 
des politischen Risikos bei förderungswürdigen 
Kapitalanlagen im Ausland ermöglichen. 

Absatz 1 Nr. 4 

§ 1 Abs. 1 Nr. 4 entspricht dem § 18 Abs. 2 des 
Haushaltsgesetzes 1959, wonach die Gewährleistung 
auch für Kredite in Anspruch genommen werden 
kann, die der mittel- oder langfristigen Umschuldung 
dienen; eine Gewährleistung zum Zwecke der Um- 
schuldung kann z. B. in Betracht kommen, wenn ein 
Land seine Zahlungsverpflichtungen — insbeson- 
dere aus Transfergründen — nicht erfüllen kann 
und eine Prolongation erforderlich ist. Die Vor- 
schrift soll es ermöglichen, Schulden solcher Län- 


der aus vom Bund gedeckten Ausfuhrgeschäften 
oder Finanzkrediten sowie Ansprüche aus Kapital- 
anlagen mit Hilfe von privaten Krediten umzu- 
schulden. 

Absatz 2 

In § 1 Abs. 2 wird hervorgehoben, welche Bedeu- 
tung der Freiheit im Seeverkehr beigemessen wird. 
Nach dieser Vorschrift kann die Übernahme von 
I Gewährleistungen insbesondere dann allgemein ab- 
! gelehnt werden, wenn restriktive oder diskrimi- 
I nierendc Maßnahmen der Empfangsiänder die freie 
: Flaggenwahl ausschließen oder wesentlich erschwe- 
ren. In diesem Zusammenhang werden die Inter- 
essen der Seeschiffahrt insbesondere berührt, so- 
weit Finanzierungshilfen sich auf Ausfuhrgeschäfte 
oder auf exportgebundene Finanzkredite beziehen. 

Absatz 3 

§ 1 Abs. 1 berücksichtigt das Anliegen, daß die hier 
in Frage stehenden Bürgschaften als auf die Dauer 
gedachte Maßnahmen durch ein Dauergesetz ge- 
regelt werden sollten. Andererseits werden die für 
dieses Bürgschaftsprogramm des Bundes erforder- 
lichen Plafonds gemäß § 1 Abs. 3 jährlich durch das 
Haushaltsgesetz festgesetzt, um dem Gedanken 
Rechnung zu tragen, daß das Parlament in jedem 
Jahr erneut die Risikogrenze bestimmen und die 
Verantwortung dafür übernehmen soll. § 1 Abs. 3 
macht eine Änderung der §§ 21 und 22 des bereits 
eingebrachten Entwurfs eines Haushaltsgesetzes 
1960 in dem Sinne notwendig, daß der Höchstbetrag 
der Gewährleistungen unter Bezugnahme auf § 1 
Abs. 1 dieses Gesetzentwurfs bestimmt werden muß. 

I Absatz 3 Satz 2 soll verhindern, daß im Falle ver- 
späteter Verkündung eines Haushaltsgesetzes Inder 
i Zwischenzeit Gewährleistungen nicht übernommen 
werden können. 

Absatz 4 

; In der Vergangenheit war es unbestritten, daß 
I Bürgschaftsplafonds, die durch einen Höchsbetrag 
begrenzt sind, revolvierend ausgenutzt werden kön- 
' nen. Dementsprechend ist bisher bei den wesent- 
lichen Bürgschaftsermächtigungen verfahren wor- 
i den. § 1 Abs. 4 stellt ausdrücklich klar, daß auch 
die Bürgschaftsermächtigungen nach § 1 Abs. 1 im 
Rahmen des Höchsbetrages der Gewährleistungen 
revolvierend eingesetzt werden können. 

Zu § 2 (Übergangsvorschrift) 

Die in § 1 Abs. 1 Nr. 3 vorgesehenen Vereinba- 
' rungen (Investitionsschutzabkommen) werden bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht mit 
allen Ländern abgeschlossen sein. Um zu vermeiden, 

I daß dadurch die Deckungsmöglichkeit und damit 
die Anlage deutschen Kapitals im Ausland verzögert 
wird, ist eine Übergangsbestimmung aufgenommen 
worden, die von dem Erfordernis des Bestehens 
I eines Investitionsschutzabkommens für zwei Jahre 
freistellt. Während dieses Zeitraums kann der 
Bund trotzdem schon Gewährleistungen für Kapital- 
anlagen übernehmen, wenn in sonstiger Weise ein 
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ausreichender Schutz der Kapitalanlage gewähr- 
leistet erscheint, z. B. durch einen Vertrag zwischen 
der Regierung des betreffenden Landes und dem 
Investor. Eine entsprechende Übergangsvorschrift 
enthält auch § 18 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1959. 

Zu § 3 (Außerkrafttreten von Gesetzen) 

Durch die in diesem Gesetze vorgesehenen Ermäch- 
tigungen werden die entsprechenden, bisher gelten- 
den Bestimmungen gegenstandslos und können da- 
her aufgehoben werden. 

Zu § 4 (Änderung des KW-Gesetzes) 

Schon bei der im bisherigen Rahmen geübten För- 
derung wirtschaftlicher Beziehungen zum Aus- 
land ist die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KW) 
wesentlich beteiligt worden. Ihre Mitarbeit auf die- 
sem Gebiet soll auch für die Zukunft erhalten blei- 
ben, um die Erfahrungen und das Kreditpotential 
der Anstalt den mit diesem Gesetzentwurf ver- 
folgten Zielen nutzbar zu machen. Dazu ist es an- 
gesichts der nach § 1 vorgesehenen Förderungs- 
möglichkeiten notwendig, die Vorschriften über den 
Aufgabenbereich der KW zu ergänzen und ihr 
im Hinblick auf § 1 Nr. 2 des Entwurfs zu gestatten, 
auch ausländischen Kreditnehmern Darlehen zu ge- 
währen, sofern die erforderlichen Voraussetzungen 
dafür vorliegen. Dies ist durch den neugefaßten 
§ 2 des KW-Gesetzes geschehen. 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit sind die §§ 2 
bis 3 des KW-Gesetzes in der bisherigen Fassung 


sinngemäß umgestellt und neugefaßt worden, wo- 
bei klarstellend auch dem Umstand Rechnung ge- 
tragen wurde, daß die KW nicht nur dem Wieder- 
aufbau, sondern auch der Förderung der Wirtschaft 
dienen soll, nachdem der Wiederaufbau im engeren 
Sinne nahezu als abgeschlossen gelten kann. Bei 
Gelegenheit dieses Gesetzes ist der Aufgabenbe- 
reich der KW auf solche Einzelgeschäfte ausgedehnt 
worden, die im staatlichen Interesse liegen und ihr 
von der Bundesregierung zugewiesen werden. 

I Die Änderung in § 4 Abs. 4 des KW-Gesetzes 
rechtfertigt sich durch das von der KW inzwischen 
j am Kapitalmarkt erworbene Vertrauen. Die Ände- 
rung in § 11 Abs. 3 dient der verwaltungsmäßigen 
, Vereinfachung,- sie kommt für das Genehmigungs- 
j verfahren nach § 795 BGB in der Fassung des Ge- 
setzes über die staatliche Genehmigung der Aus- 
! gäbe von Inhaber- und Orderschuldverschreibun- 
j gen vom 26. Juni 1954 (BGBl. I S. 147) in Betracht. 

j 

Zu § 5 (Geltung in Berlin) 

I § 5 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

I 

Zu § 6 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz grenzt den Inhalt der Ermächtigung für 
die Übernahme von Bürgschaften ab; hingegen 
wird der Höchsbetrag der Gewährleistungen jähr- 
lich durch das Haushaltsgesetz festgesetzt. Deshalb 
I ist vorgesehen, daß das Gesetz am 1. April 1960 in 
: Kraft tritt. 



